
Von Tilda Summer

Antinaziarbeit in Zeiten des Hufeisens
Die Ankündigungen, die Förderung
gegen sogenannten Rechtsextremis-
mus neu zu konzipieren und dabei voll
auf den Extremismusansatz zu setzen,
sorgen für Protest in Wissenschaft,
Politik und Zivilgesellschaft. Viele
fürchten um den Bestand von staat-
lich finanzierter Arbeit gegen Neona-
zis und für deren Opfer. Zusammen
mit dem politisch und medial ange-
heizten Diskurs um eine angebliche
»linksextremistische Gefahr« ist die
Verschlechterung für Legitimation
und Handlungsspielräume von geför-
derter sowie unabhängiger antifaschi-
stischer Arbeit tatsächlich nicht von
der Hand zu weisen. 

Gleichzeitig drängt der Staat in die
politische Bildungsarbeit, zieht ehe-

mals zivilgesellschaftlich besetzte Be-
reiche an sich und versucht die Defi-
nitionshoheit über »das Problem« zu
erlangen. Sicherheitsbehörden bieten
mit Bundes- und Landeszentralen für
politische Bildung Weiterbildungen zu
Totalitarismustheorie und »Extremis-
mus« jeglicher Couleur an. Der Verfas-
sungsschutz NRW vertreibt dazu pas-
send massenhaft »Andi«-Comics in
denen Antifaschismus und Kapitalis-
muskritik auf den Begriff der Gewalt
reduziert werden. In Bayern wurde die
»Bayrische Informationsstelle gegen
Extremismus« gegründet, die Bürger-
telefon, Bildungs-, Beratungs- sowie
Vernetzungsstelle für Behörden, Kom-
munen, Schulen und Zivilgesellschaft
sein soll. Aufgaben, die klassischen
Tätigkeitsbereichen von zivilgesell-
schaftlichen Initiativen oder deren
professionalisierten Varianten, z.B. den
Mobilen Beratungsteams, entsprechen,
werden künftig Behörden überneh-
men – die Stelle ist im Landesamt für
Verfassungsschutz angesiedelt. 

Die Gefahren der Verstaatlichung
zivilgesellschaftlicher Aufgaben im
Kampf gegen Neonazis liegen auf der
Hand: Staatliche Sicherheitsbehörden
sind an Informationsbeschaffung und
Strafverfolgung interessiert. Unab-
hängige Interessenvertretung für Be-
troffene von Neonazigewalt oder Dis-
kriminierung sind sie nicht. Denn ihre
Problemanalyse folgt der Extremis-
musformel, die Neonazistrukturen
und Versatzstücke der nationalsoziali-
stischen Ideologie als »Rechtsextre-
mismus« – als Problem gesellschaftli-

cher Ränder, von Jugendlichen und
von Gewalt thematisiert und repres-
sive, ordnungsrechtliche Lösungen
präferiert. Eine Definition des politi-
schen Normalitätsbereichs und der da-
von abweichenden Ränder bleibt die
Extremismusformel schuldig. Mit Sym-
bolen wie dem Hufeisen, dessen Rän-
der sich annähern, wird suggeriert
»Links-« und »RechtsextremistInnen«
würden sich politisch und ideologisch
annähern und bekämpften gemeinsam
eine demokratische Mitte.  Die Ent-
scheidung über »Mitte« und »Rand«,
also die Bestimmung dessen, was als
»demokratisch« akzeptiert wird, liegt
im Zweifel beim Verfassungs- und
Staatsschutz und deren assoziiertem
Wissenschaftsapparat. Ruhe, Ordnung,
Gesetzestreue und das formale Be-
kenntnis zum Verfassungsstaat wer-
den so zu Maßgaben des politischen
Akzeptanzbereichs. Die Elemente na-
tionalsozialistischer Ideologie zum
Randgruppenphänomen zu erklären,
heißt gleichzeitig, deren Verbindung
zur deutschen Normalität zu leugnen.
Die »demokratische Mitte« versichert
sich so ihrer moralischen Legitimität.
Wer diese Legitimation in Frage stellt
und Kritik übt z.B. an institutionellem
Rassismus, antisemitischen Projektio-
nen, Heterosexismus oder autoritärem
Staatsverständnis, läuft Gefahr, als
»linksextrem« konstruiert und damit
selbst aus dem Bereich des politisch
Normalen ausgeschlossen zu werden.
In Bayern wurde zuletzt die »Antifa-
schistische Informations-, Dokumen-
tations- und Archivstelle München«
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1| Ab Sommer 2000 en-
gagierten sich nach an-
tisemitischen und rassi-
stischen Anschlägen
Staat und Zivilgesell-
schaft mittels NPD-Ver-
botsverfahren, diverser
Medienkampagnen und
Aufrufe für Zivilcourage
und Toleranz sowie der
Einrichtung des Bunde-
sprogramms »Jugend
für Toleranz und Demo-
kratie« gegen »Rechts-
extremismus, Fremden-
feindlichkeit und Anti-
semitismus«.
2| Vgl. Christian
Schmidt / Doris Lieb-
scher: Verwischte Ziele.
Warum die Bemühun-
gen gegen Nazi-Struk-
turen seit knapp 20
Jahren immer wieder

Nie wieder 
Rechtsextremismus !

Die antiextremistische Linie von Schwarz-

Gelb zeigt die Gefahren des Extremismus-

ansatzes, wie auch die politischen Folgen

einer verkürzten Kritik daran. Staatliche

Programme gegen »Rechtsextremismus«

setzen erfolgreicher Intervention gegen

Neonazi-Strukturen und -Ideologieele-

mente seit jeher Grenzen. Unabhängige

Antifapolitik und Gesellschaftskritik kön-

nen sie nicht ersetzen.



auf Weisung des Innenministeriums
aus dem »Beratungsnetzwerk gegen
Rechtsextremismus« ausgeschlossen,
nachdem sie der Verfassungsschutz
begründungslos als »linksextremisti-
sche Organisation« aufgelistet hatte.
Wenn staatliche Förderung künftig
von einer Verfassungsschutzüberprü-
fung abhängig gemacht werden sollte,
kann das viele Initiativen treffen. 

Kein Grund zur Nostalgie
Zu oft fällt bei den aktuellen Debatten
unter den Tisch, dass der Extremis-
musbegriff sich nicht erst mit Ministe-
rin Schröder/Köhler in die Programme
geschlichen hat. Seine Logik be-
stimmte schon zu Zeiten des staatli-
chen Antifasommers1 die Förderpoli-
tik2. Kritische Stimmen hatten es im-
mer schwerer: Politische Anerkennung
und finanzielle Unterstützung erhiel-
ten eher breite Bündnisse »Gegen Ex-
tremismus und Gewalt«, als Aktivitä-
ten gegen rassistische Alltagsdiskrimi-
nierung in Behörden oder der lokalen
Presse. Wer den Finger in die Wunde
der Mehrheitsgesellschaft legt oder
nach selbstverwalteten antifaschisti-
schen Jugendzentren ruft, ist schnell
raus. Der Opferberatungsstelle ABAD
in Thüringen wurde schon zu Zeiten
von CIVITAS3 die Förderung gestri-
chen, weil sie staatliche Migrations-
politik öffentlich anprangerte.

Auch eine weitere Folge des Extre-
mismusansatzes ist nicht neu: Er ver-
stellt den realistischen Blick auf die
politischen Zielvorstellungen der Neo-
nazis. Wenn von »Rechtsextremismus«
gesprochen wird, sind meistens NPD,
Freie Kameradschaften, Autonome
Nationalisten usw. gemeint. Diese
zeichnen sich durch eine stringente
nationalsozialistische Programmatik
aus. Der Begriff  »Rechtsextremismus«
verwischt diese Kontinuitätslinie und
stellt den (Neo-)Nazismus in erster Li-
nie als Demokratiefeindschaft dar. Da-
bei sind völkische Kapitalismuskritik
und ethnopluralistischer Rassismus
mehr als das. Es sind aktuelle Antwor-

ten auf kapitalistische Krisenerschei-
nungen, die auch unter formalen »De-
mokratInnen« auf Zustimmungen tref-
fen. Gerade dieses gesellschaftliche
Zustimmungspotential für Versatz-
stücke nationalsozialistischer Ideologie
wird durch das formalistische Schema
des Extremismusansatzes wegdefiniert. 

Gegen jeden Extremismusbegriff
Mittlerweile ist die Extremismusfor-
mel in Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft etabliert. Wer heute erfolgreich
Mittel akquirieren will, muss sich an
professionalisierten Strukturen messen
lassen und das Antragsbusiness beherr-
schen. Antragssprache und Zielvor-
gaben haben sich in die Alltagssprache
und Prioritätensetzungen eingeschli-
chen. Auch so geht Unabhängigkeit
verloren. Ob kritische Wissenschaftle-
rInnen, Mobile Beratungsteams oder
auch Antifagruppen: Die meisten leh-
nen die Extremismusformel ab, arbei-
ten aber weiter in »Bündnissen gegen
(Rechts-)Extremismus«. Allen offenen
Briefe und Konferenzen zur Kritik an
Förderpolitik und Extremismusbegriff
zum Trotz, stellen sie sich weiter als
»RechtsextremismusexpertInnen« vor
oder betonen, dass »der Rechtsextre-
mismus« ein grösseres Problem als
»der Linksextremismus« sei. Damit re-
produzieren sie die antiextremistische
Logik und nehmen deren politische
Konsequenzen billigend in Kauf.

Eine Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Bekämpfung von Neonazis und
deren Ideologie(elemente) bleibt die
größtmögliche finanzielle und infor-
melle Unabhängigkeit und die konse-
quente Thematisierung neonazisti-
scher Ideologeme und deren struktu-
reller Verankerung in allen gesell-
schaftlichen Bereichen. Letzteres ist
ohne die konsequente Zurückweisung
der Extremismusformel nicht zu haben4.
Das heißt, sich endlich von einge-
schliffenen Begriff lichkeiten zu ver-
abschieden. Und es gilt, sich nicht
nur gegen die Neuausrichtung der
Förderprogramme, sondern konse-

quent gegen den dahinter liegenden
Gesamtansatz zu positionieren. Das
bedeutet auch, Abhängigkeiten, die
sich aus staatlicher Förderung erge-
ben, kritisch zu reflektieren und sich
notfalls Fördervorgaben zu verwei-
gern, die auf ein Antiextremismus-
bekenntnis hinauslaufen. Das kann
negative Auswirkungen auf die eigene
Beratungsarbeit oder berufliche Karr-
iere haben, aber auch positive, weil es
zu einer (Re)politisierung führt. Weil
die öffentliche Positionierung gegen
den Extremismusansatz die eigene
politische Marginalisierung, Krimina-
lisierung und das Ende der Förderung
bedeuten kann, macht eine konse-
quente und politisch begründete Ver-
weigerungshaltung nur Sinn, wenn sie
im Bündnis unabhängiger Antifagrup-
pen, kritischer WissenschaftlerInnen
und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen geschieht: Es ist Zeit für einen
konsequenten Abschied vom staatlich
verordneten Antiextremismus und sei-
nen Begriff lichkeiten. K
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scheitern. In: Friedrich
Burschel (Hrsg.): Stadt-
Land-Rechts. Brauner
Alltag in der deutschen
Provinz, 2010.
3| Teilprogramm des
Bundesprogramms »Ju-
gend für Toleranz und
Demokratie«, das von
2001 bis 2006 Modell-
projekte zur Zurück-
drängung von Neonazi-
strukturen und der Hilfe
für Neonaziopfer in den
neuen Bundesländern
finanzierte.
4| INEX (Initiative ge-
gen jeden Extremismus-
begriff): Gemeinsam
gegen jeden Extremis-
mus? Nicht mit uns!
Aufruf zur kollektiven
Verweigerung politi-
schen Unsinns,
28.10.2010,
http://inex.blogsport.de


